
Bauschutt bleibt ein Fall für die Gerichte
Die Stadt darf bei derDeponie Tüfentobel ein Landstück von seinemBesitzer enteignen: Das hat das Verwaltungsgericht entschieden.

Sandro Büchler

ImKerngehtesum710000Ku-
bikmeterBauschuttdesTypsA–
Aushubmaterial, das nicht ver-
unreinigt ist und nicht speziell
entsorgtwerdenmuss.AlsoErd-
reich, das beim Bau eines Ge-
bäudes abgetragen, auf einen
Lastwagen geladen und irgend-
wo anders wieder ausgekippt
wird.

Ein Lastwagen wie im Bild
kann zwischen 10 und 20 Ton-
nenMaterial laden,wasziemlich
genau10bis20KubikmeterAus-
hub entspricht. Es geht im Fol-
gendenalsoumrund35 500bis
71000LastwagenvollDreckder
besten Güteklasse, die in einer
Schlangehintereinandergereiht
etwa von St.Gallen bis nach
Genfundwieder zurück reichen
würde.

EineHandvoll sagt Jazur
Summe,nureiner sagtNein
Entsorgung St.Gallen betreibt
auf dem Gebiet der Gemeinde
Gaiserwald, zwischen dem Sit-
tertobel undEngelburg, dieDe-
ponie Tüfentobel. Zwar ist die
Deponie nordwestlich von
St.Gallen die grösste in der Re-
gion. Tiefbauunternehmer von
WilbisRorschachundvonWatt-
wil bis Appenzell bringen in die
seit den 1960er-Jahren be-
stehendeDeponie dieErdehin.

Doch die Deponie stösst an
ihre Kapazitätsgrenzen. Denn
Tüfentobel ist auch einer der
wenigen Ablageplätze für Aus-
hubmaterial Typ A. Vergange-
nes Jahr musste die Annahme
stark eingeschränktwerden, so-
dassTiefbauunternehmer rund-
um händeringend nach
Alternativen Ausschau halten
mussten. Einige fuhren den
Bauschutt gar insnaheAusland,
weil in der Schweiz kein Platz
mehr dafür zu findenwar.

Die Stadt St.Gallen will die
Deponie seit mehreren Jahren
erweitern. 2017genehmigtedas
Stadtparlament einen Nach-
tragskredit von 2,1 Millionen
Franken für die Entschädigung
der Grundeigentümer. Eine
Mehrheit von diesen war damit
einverstanden. Nur ein Grund-
eigentümer stellte sich quer. Er
besitzt zwei an die Deponie an-
grenzendebewaldeteParzellen.
30000 Quadratmetern gross
sind diese, worauf die 710000

Kubikmeter Aushubmaterial
Platz fänden. Streitpunkt ist die
HöhederEntschädigung fürdie
Beanspruchung des Geländes,
sagt Stadtrat Peter Jans, Vorste-
her der Direktion Technische
Betriebe. Zwar habe die Stadt
stets eine gütliche Einigung an-
gestrebt. «Doch trotz jahrelan-
gerVerhandlungenkames leider
nicht dazu.» Jans sagt, die Stadt
müsse alle Grundeigentümer
gleich behandeln: «Wir können
darumnicht zu jeder Forderung
‹Ja undAmen› sagen.»

DasBundesgerichtwird
wohlentscheidenmüssen
Als der Grundeigentümer den
Vergleich ausschlug, leitete die
Stadt einEnteignungsverfahren
ein, wogegen der Landbesitzer
wiederumbeimKantonEinspra-
che erhob. Im August des ver-
gangenen Jahres beurteilte die
Kantonsregierung die eingelei-
tete Enteignung als zulässig.
Auch diesen Entscheid zog der

Eigentümerweiter anskantona-
le Verwaltungsgericht.

Dieses hat nun entschieden:
Im am Dienstag publizierten
Entscheid stützt dasGericht die
Enteignung.Dieumweltverträg-
liche Entsorgung von Abfällen
undAushubmaterial sei eine im
öffentlichen Interesse liegende
Aufgabe, so die Begründung.
Deponienseienknappunddort,
wo eine Lagerung möglich sei,
dürfeeineEnteignungaufgrund
des übergeordneten Interesses
durchgesetzt werden – sofern
man sich zuvor auf anderem
Wegnicht einig geworden sei.

Der Entscheid des Verwal-
tungsgerichts freutStadtrat Jans:
«DieStadthatnunauch in zwei-
ter Instanz Recht bekommen –
und dies recht schnell.» Doch
das Ende der Fahnenstange ist
diesnochnicht. Jans rechnetbe-
reits damit, dass der Grund-
eigentümer den Entscheid vor
das Bundesgericht in Lausanne
weiterziehenwird. Über die Er-

folgsaussichten dieses Verfah-
renswill Jans nicht spekulieren.
IstderEntscheiddeskantonalen
Gerichts lediglich ein Etappen-
sieg? «In diesem Sinn ja, aber
einäusserstwichtiger.»Wichtig
deshalb,weil dasBundesgericht
indenmeistenFällendieVorin-
stanz stützt undeinenEntscheid
nur selten umstürzt.

Bauunternehmer
müssenkreativbleiben
Jans sagt: «Die Deponie Tüfen-
tobel ist weitherum die grösste
Deponie. Da zurzeit die vom
Rechtsverfahren betroffenen
Grundstücke nicht zur Verfü-
gung stehen, musste Entsor-
gung St.Gallen Annahmebe-
schränkungen erlassen.» Dies
treffedieBauunternehmenzum
Teil hart.DieEnteignung,wenn
sie dann einmal rechtskräftig
sei, bringe wieder grosse Volu-
men auf den Markt. «Für die
Bauwirtschaft der Region ist
dies essenziell.»

Letztendlich muss aber Lau-
sanneentscheiden, obSt.Gallen
das Land imTüfentobel enteig-
nen darf. Bis dahin bleiben die
Annahmebeschränkungen be-
stehen und Bauunternehmer
müssen weiter kreative Lösun-
gen finden, wo sie ihr Aushub-
material deponieren können.

JanswagtdenBlick indieZu-
kunft: Falls auch das Bundesge-
richtdieEnteignungfür rechtens
erklärt, könne die Stadt an-
schliessend eine vorzeitige Be-
sitzeinweisung beantragen.
«Wirddiesegewährt, kannauch
auf den aktuell blockierten
GrundstückenDeponiematerial
eingebaut werden.» Während
dann die Lastwagen bereits an-
rollen können, müsste die kan-
tonale Schätzungskommission
die Höhe der Entschädigung
festlegen.«Auchdagegenkönn-
te der Grundeigentümer den
Rechtsweg beschreiten», sagt
Jans.Allerdingswürdedannnur
noch umsGeld gestritten.

«Wirkönnen
nicht zu jeder
Forderung
‹JaundAmen›
sagen.»

Peter Jans
Stadtrat
Direktion Technische Betriebe

Wegen eines Rechtsverfahrens musste die Annahme von Aushubmaterial in der Deponie Tüfentobel zuletzt stark reduziert werden. Bild: Ralph Ribi (28. Februar 2020)


